47 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 12 Ausgegeben Danzig, den 2. März 1939 
Tag Inhalt: Seite 
r ˙ alter ASTRA SALE A ee ln N tete Vo ana rue 47 
34 Arbeitszeitordnung) 
Vom 3. Februar 1939. 
Inhaltsüberſicht 
Erſter Abſchnitt Dritter Abſchnitt 
Allgemeine Vorſchriften Erhöhter Schutz für Frauen 
R $ 16 Beſchäftigungsverbote 
- : en s 17 Höchſtarbeitszeit 
$ 18 Ruhepauſen 
Zweiter Abſchnitt $ 19 Nachtruhe und Frühſchluß vor Sonn- und Feiertagen 
Arbeitszeit im allgemeinen $ 20 Behördliche Genehmigung von Ausnahmen 
$ 3 Regelmäßige Arbeitszeit $ 21 Ausnahmen in Notfällen 
$ 4 Andere Verteilung der Arbeitszeit Vierter Abſchnitt 
8 5 Bor und Abſchlußarbeiten Werktäglicher Ladenſchluß 
$ 6 Arbeitszeitverlängerung an dreißig Tagen 822 Offene Verlaufsftellen 
9 7 Arbeitszeitverlängerung durch Tarifordnung § 23 Sonſtige Verkaufsſtellen 
$ 8 Arbeitszeitverlängerung durch das Gewerbeauflidts- Fünfter Abſchnitt 
amt Durchführungsvorſchriften 
8 9 Arbeitszeit bei gefährlichen Arbeiten $ 24 Aushänge und Verzeichniſſe 
§ 10 Ununterbrochene Arbeit $ 25 Strafvorſchriften und Zwangsmaßnahmen 
$ 11 Söchſtgrenze für Arbeitszeitverlängerungen 8 26 Beſchwerden 
$ 12 Arbeitsfreie Zeiten und Ruhepauſen $ 27 Arbeitsaufſicht und Behördenzuſtändigkeit 
$ 13 Sonderregelung für öffentliche Betriebe und Verwal⸗ $ 28 Ausnahmen im öffentlichen Intereſſe 
tungen $ 29 Ausführungsbeſtimmungen 
8 14 Außergewöhnliche Fälle $ 30 Inkrafttreten 
$ 15 Mehrarbeitsvergütung $ 31 Anderung beſtehender Geſetze 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 73 und 79 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlän⸗ 
gernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Vorſchriften 
8 1 
Geltungsbereich 

(1) Die Arbeitszeitordnung gilt für Gefolgſchaftsmitglieder über achtzehn Jahre in Betrieben und 
Verwaltungen aller Art, auch wenn ſie nicht mit der Abſicht der Gewinnerzielung betrieben werden. 
Ausgenommen ſind: 

1. die Landwirtſchaft einſchließlich des Gartenbaues und der Imkerei, die Forſtwirtſchaft, die 
Jagd, die Tierzucht und die land- und forſtwirtſchaftlichen Nebenbetriebe gewerblicher Art, 
letztere jedoch nur, wenn ſie nur für eigenen Bedarf arbeiten, 

2. die Fiſcherei, die Seeſchiffahrt und die Luftfahrt, ausſchließlich der zugehörigen Land- und 
Bodenbetriebe. f 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 10. 3. 1939.) 


) Die Arbeitszeitordnung iſt als Sonderdruck (mit Umſchlagdeckel) zum Preiſe von 0,20 G per Stück bei der Firma 
Schroth, Heilige⸗Geiſt⸗Gaſſe 83, erhältlich. 


—— 


—— m 
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(2) Die Arbeitszeitordnung gilt nicht für 

1. Generalbevollmächtigte und die im Handelsregiſter oder Genoſſenſchaftsregiſter eingetra⸗ 
genen Vertreter eines Unternehmens, 

2. ſonſtige Angeſtellte in leitender Stellung, die Vorgeſetzte von mindeſtens zwanzig Gefolg— 
ſchaftsmitgliedern ſind oder deren Jahresarbeitsverdienſt die im Verſicherungsgeſetz für An⸗ 
geſtellte für die Verſicherungspflicht jeweils beſtimmte Höchſtgrenze überſteigt, 

3. pharmazeutiſch vorgebildete Gefolgſchaftsmitglieder in Apotheken. 

(3) Für Bäckereien und Konditoreien gilt die n über die Abet in Bäckereien 
und Konditoreien vom 11. November 1932 (G. Bl. S. 763) in der Faſſung vom 8. Februar 1939 
(G. Bl. S. 47), abgeändert durch die Verordnung über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der 
Jugendlichen (Jugendſchutzgeſetz) vom 5. Oktober 1938 (G. Bl. S. 493). Für das Pflegeperſonal und 
die ihm gleichgeſtellten Gefolgſchaftsmitglieder in Krankenpflegeanſtalten gilt die Verordnung über die 
Arbeitszeit in Krankenpflegeanſtalten vom 19. Juli 1935 (G. Bl. S. iin in der Faſſung vom 8. Fe⸗ 
bruar 1939 (G. Bl. S. 47). 

8 2 
Begriff der Arbeitszeit 

(1) Arbeitszeit iſt die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Arbeit ohne die Ruhepauſen. 

(2) Arbeitszeit iſt auch die Zeit, während der ein im übrigen im Betriebe Beſchäftigter in ſeiner 
eigenen Wohnung oder Werkſtätte oder ſonſt außerhalb des Betriebes beſchäftigt wird. Werden Ge⸗ 
folgſchaftsmitglieder von mehreren Stellen beſchäftigt, ſo dürfen die einzelnen Beſchäftigungen zuſammen 
die geſetzliche Höchſtgrenze der Arbeitszeit nicht überſchreiten. 


Zweiter Abſchnitt 
Arbeitszeit im allgemeinen 
8 3 
Regelmäßige Arbeitszeit 
Die regelmäßige werktägliche Arbeitszeit darf die Dauer von acht Stunden nicht überſchreiten. 


8 4 
Andere Verteilung der Arbeitszeit 

(1) Wird die Arbeitszeit an einzelnen Werktagen regelmäßig verkürzt, ſo kann die ausfallende 
Arbeitszeit auf die übrigen Werktage derſelben ſowie der vorhergehenden oder der folgenden Woche 
verteilt werden. Dieſer Ausgleich iſt ferner zuläſſig, ſoweit die Art des Betriebes eine ungleichmäßige 
Verteilung der Arbeitszeit erfordert; das Gewerbeaufſichtsamt kann beſtimmen, ob dieſe Voraus⸗ 
ſetzung vorliegt. 

(2) Die durch Betriebsfeiern, Volksfeſte, öffentliche Veranſtaltungen oder aus ähnlichem Anlaß an 
Werktagen ausfallende Arbeitszeit kann auf die Werktage von fünf zuſammenhängenden, die Ausfall⸗ 
tage einſchließenden Wochen verteilt werden. Dasſelbe gilt, wenn in Verbindung mit Feiertagen die 
Arbeitszeit an Werktagen ausfällt, um den Gefolgſchaftsmitgliedern eine längere zuſammenhängende 
Freizeit zu gewähren. 

(3) Die tägliche Arbeitszeit darf bei Anwendung der Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 zehn 
Stunden täglich nicht überſchreiten. Das Gewerbeaufſichtsamt kann eine Überſchreitung dieſer Grenze 
zulaſſen. 


85 
Bor- und Abſchlußarbeiten 

(1) Die für den Betrieb oder eine Betriebsabteilung zuläſſige Dauer der Arbeitszeit darf um 
zwei Stunden täglich, jedoch höchſtens bis zu zehn Stunden täglich in folgenden Fällen ausgedehnt 
werden: 

1. bei Arbeiten zur Reinigung und Inſtandhaltung, ſoweit ſich dieſe Arbeiten während des 
regelmäßigen Betriebes nicht ohne Unterbrechung oder erhebliche Störung ausführen laſſen, 

2. bei Arbeiten, von denen die Wiederaufnahme oder Aufrechterhaltung des vollen Betriebes 
arbeitstechniſch abhängt. 

(2) Beim Zuendebedienen der Kundſchaft einſchließlich der damit zuſammenhängenden notwendigen 
Aufräumungsarbeiten darf die Arbeitszeit um eine halbe Stunde, jedoch höchſtens bis zu zehn Stunden 
täglich verlängert werden. 

(3) Die Arbeitszeit darf in den Fällen des Abſatzes 1 über zehn Stunden täglich verlängert werden, 
wenn eine Vertretung des Gefolgſchaftsmitgliedes durch andere Gefolgſchaftsmitglieder nicht möglich iſt 
und die Heranziehung betriebsfremder Perſonen dem Betriebsführer nicht zugemutet werden kann. Als 
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Vor- und Abſchlußarbeiten gelten hierbei nur ſolche Arbeiten, die die Dauer von zwei Stunden täg- 
lich nicht überſchreiten. 

(4) Das Gewerbeauſſichtsamt kann beſtimmen, welche Arbeiten als Vor- und Abſchlußarbeiten 
gelten. 

8 6 
Arbeitszeitverlängerung an dreißig Tagen 

Die Gefolgſchaftsmitglieder eines Betriebes oder einer Betriebsabteilung dürfen an dreißig Tagen 
im Jahr über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus mit Mehrarbeit bis zu zwei Stunden täglich, je⸗ 
doch nicht länger als zehn Stunden täglich beſchäftigt werden. 

8 7 
Arbeitszeitverlängerung durch Tarifordnung 

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit kann durch Tarifordnung bis zu zehn Stunden täglich verlängert 
werden. 

(2) Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfange Arbeitsbereitſchaft fällt, kann 
die Arbeitszeit auch über zehn Stunden täglich verlängert werden. 

(3) Die nach dem Arbeitsordnungsgeſetz in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 18. Ok⸗ 
tober 1935 (G. Bl. S. 1049) $ 16 Abſ. 2 erlaſſene Dienſtordnung ſteht im Sinne der Arbeitszeit⸗ 
ordnung der Tarifordnung gleich. 

8 8 


Arbeitszeitverlängerung durch das Gewerbeaufſichtsamt 

(1) Das Gewerbeaufſichtsamt kann beim Nachweis eines dringenden Bedürfniſſes eine von den 
SS 3, 4 und 7 abweichende befriſtete Regelung der Arbeitszeit zulaſſen. 

(2) Eine über zehn Stunden täglich hinausgehende Arbeitszeit kann das Gewerbeaufſichtsamt 
nur zulaſſen, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfange Arbeitsbereitſchaft fällt 
oder wenn die Arbeitszeitverlängerung aus dringenden Gründen des Gemeinwohls erforderlich iſt. 

8 9 
Arbeitszeit bei gefährlichen Arbeiten 

(1) Für Gewerbezweige oder Gruppen von Gefolgſchaftsmitgliedern, die unter bejonderen Ge⸗ 
fahren für Leben oder Geſundheit arbeiten, insbeſondere für Gefolgſchaftsmitglieder, die in außerge⸗ 
wöhnlichem Grade der Einwirkung von Hitze, giftigen Stoffen, Staub oder dergleichen oder der Ge— 
fährdung durch Sprengſtoffe ausgeſetzt ſind, iſt eine Überſchreitung der Grenze des § 3, abgeſehen 
von einer anderen Verteilung der Arbeitszeit nach den 88 4 und 10, nur auf Grund einer Tarifordnung 
nach § 7 oder einer Genehmigung des Gewerbeaufſichtsamts nach § 8 und nur dann zuläſſig, wenn 
die Arbeitszeitverlängerung aus Gründen des Gemeinwohls dringend erforderlich iſt. Der Senat be- 
ſtimmt, für welche Gewerbezweige oder Gruppen von Gefolgſchaftsmitgliedern dieſe Beſchränkung gilt. 

(2) Der Senat kann für einzelne Arten von Betrieben oder Beſchäftigungen, die mit beſonderen 
Gefahren für die Geſundheit der Gefolgſchaftsmitglieder verbunden ſind, eine über die Vorſchriften 
der Arbeitszeitordnung hinausgehende Begrenzung der Arbeitszeit anordnen. 


$ 10 
Ununterbrodene Arbeit 
Bei Arbeiten, die werktags und Sonntags einen ununterbrochenen Fortgang erfordern, dürfen zur 
Herbeiführung eines regelmäßigen wöchentlichen Schichtwechſels männliche Gefolgſchaftsmitglieder inner⸗ 
halb eines Zeitraums von drei Wochen einmal zu einer Schicht von höchſtens ſechzehnſtündiger Dauer 
einſchließlich der Ruhepauſen herangezogen werden, ſofern ihnen in dieſen drei Wochen zweimal eine 
ununterbrochene Ruhezeit von je vierundzwanzig Stunden gewährt wird. Das Gewerbeaufſichtsamt kann 
eine abweichende Regelung zulaſſen. 
8 11 
Höchſtgrenze für Arbeitszeitverlängerungen 
Die Arbeitszeit darf, abgeſehen von den Vorſchriften des $ 4 Abſ. 3 Satz 2, $ 5 Abſ. 3, 8 7 
Abſ. 2, $ 8 Abſ. 2, § 10 und 8 14, auch beim Zuſammentreffen mehrerer Ausnahmen zehn Stunden 
täglich nicht überſchreiten. 
8 12 
Arbeitsfreie Zeiten und Ruhepauſen 
(1) Den Gefolgſchaftsmitgliedern iſt nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine ununter⸗ 
brochene Ruhezeit von mindeſtens elf Stunden zu gewähren. In Gaſt- und Schankwirtſchaften, im 
übrigen Beherbergungsweſen und im Verkehrsweſen darf die ununterbrochene Ruhezeit auf zehn Stunden 
verkürzt werden. Das Gewerbeauflihtsamt kann beim Nachweis eines dringenden Bedürfniſſes weiter- 
gehende Ausnahmen zulaſſen. 
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(2) Den männlichen Gefolgſchaftsmitgliedern find bei einer Arbeitszeit von mehr als ſechs Stunden 
mindeſtens eine halbſtündige Ruhepauſe oder zwei viertelſtündige Ruhepauſen zu gewähren, in denen 
eine Beſchäftigung im Betriebe nicht geſtattet iſt. Für den Aufenthalt während der Pauſen ſind 
nach Möglichkeit beſondere Aufenthaltsräume oder freie Plätze bereitzuſtellen. Bei Arbeiten, die einen 
ununterbrochenen Fortgang erfordern, ſind die in Wechſelſchichten beſchäftigten Gefolgſchaftsmitglieder 
ausgenommen; jedoch müſſen ihnen Kurzpauſen von angemeſſener Dauer gewährt werden. Die Vor⸗ 
ſchriften des 8 20 Abſ. 3 über eine andere Regelung durch das Gewerbeauflihtsamt finden entſpre⸗ 
chende Anwendung. 

$ 13 
Sonderregelung 

| für öffentliche Betriebe und Verwaltungen 
(1) Für die Betriebe und Verwaltungen des Staates und für die Verwaltungen der Gemeinden 
und Gemeindeverbände können die vorgeſetzten Dienſtbehörden die für Beamte gültigen Dienſtvor— 
ſchriften über die Arbeitszeit auf die Gefolgſchaftsmitglieder übertragen. 

(2) Für Angeſtellte, die von Körperſchaften des öffentlichen Rechts gemeinſam mit Beamten be⸗ 
ſchäftigt werden, gelten mangels abweichender Einzelabrede, Dienſtordnung oder Tarifordnung die für 
Beamte gültigen Dienſtvorſchriften über die Arbeitszeit auch ohne ausdrückliche Übertragung nach Abſ. 1. 


8 14 
Außergewöhnliche Fälle 
(1) Die Vorſchriften der SS 3 bis 13 über Dauer der Arbeitszeit, arbeitsfreie Zeiten und Ruhe- 
0 pauſen finden keine Anwendung auf vorübergehende Arbeiten in Notfällen und in außergewöhnlichen 
100 Fällen, die unabhängig vom Willen der Betroffenen eintreten und deren Folgen nicht auf andere 
ll Meile zu befeitigen find, beſonders wenn Rohſtoffe oder Lebensmittel zu verderben oder Arbeitserzeug⸗ 
niſſe zu mißlingen drohen. 

(2) Dasſelbe gilt, wenn eine verhältnismäßig geringe Zahl von Gefolgſchaftsmitgliedern an ein⸗ 
zelnen Tagen mit Arbeiten beſchäftigt wird, deren Nichterledigung das Ergebnis der Arbeit gefährden 
oder einen unverhältnismäßigen wirtſchaftlichen Schaden zur Folge haben würde und wenn dem Be— 
| triebsführer andere Vorkehrungen nicht zugemutet werden können. 

Il 8 15 
Mehrarbeitsvergütung 

(1) Wird auf Grund des $ 6 über Arbeitszeitverlängerung an dreißig Tagen, des $ 7 über 
| Arbeitszeitverlängerung durch Tarifordnung, des § 8 über Arbeitszeitverlängerung durch das Gewerbe- 
Hl aufſichtsamt und des § 14 über außergewöhnliche Fälle Mehrarbeit geleiſtet, jo haben die Gefolg⸗ 
Il ſchaftsmitglieder mit Ausnahme der Lehrlinge für die über die Grenzen der 88 3 und 4 hinausgehende 
Arbeitszeit Anſpruch auf eine angemeſſene Vergütung über den Lohn für die regelmäßige Arbeitszeit 
hinaus. Dies gilt nicht, ſoweit die Mehrarbeit auch nach den Vorſchriften des $ 5 über Vor⸗ und 
Abſchlußarbeiten zuläſſig wäre oder lediglich infolge von Notfällen, Naturereigniſſen, Unglücksfällen 
oder anderen unvermeidlichen Störungen erforderlich iſt. Bei Arbeitszeitverlängerungen durch Tarif⸗ 
ordnung oder behördliche Genehmigung entfällt der Anſpruch auf Mehrarbeitsvergütung, wenn in 
die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfange Arbeitsbereitſchaft fällt. 

(2) Als angemeſſene Vergütung gilt, wenn nicht die Beteiligten eine andere Regelung vereinbaren 
oder im Bereich des öffentlichen Dienſtes die Dienſtordnung oder der Landestreuhänder der Arbeit 
eine abweichende Regelung trifft, ein Zuſchlag von fünfundzwanzig vom Hundert. 

(3) Wird in Gewerben, die ihrer Art nach in gewiſſen Zeiten des Jahres regelmäßig zu erheblich 
verſtärkter Tätigkeit genötigt ſind, in dieſen Zeiten über die Grenze des $ 3 hinaus gearbeitet, jo kann 
N der Senat beſtimmen, daß die Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 keine Anwendung finden, ſoweit die 
9 Mehrarbeit durch Verkürzung der Arbeitszeit in den übrigen Zeiten des Jahres ausgeglichen wird. 


Dritter Abſchnitt 
in Erhöhter Schutz für Frauen 
HN! 8 16 
Beſchäftigungsverbote 

(1) Weibliche Gefolgſchaftsmitglieder dürfen in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten und 
unterirdiſch betriebenen Brüchen und Gruben nicht untertage, ferner bei der Förderung, mit Ausnahme⸗ 
der Aufbereitung (Separation, Wäſche), bei dem Transport und der Verladung auch nicht übertage 
beſchäftigt werden. f f 

(2) Weibliche Gefolgſchaftsmitglieder dürfen ferner nicht in Kokereien und nicht mit der Beför⸗ 
derung von Roh- und Werkſtoffen bei Bauten aller Art beſchäftigt werden. 
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(3) Der Senat kann die Beſchäftigung von weiblichen Gefolgſchaftsmitgliedern für einzelne Arten 
von Betrieben oder Arbeiten, die mit beſonderen Gefahren für Geſundheit und Sittlichkeit verbunden 
ſind, gänzlich unterſagen oder von Bedingungen abhängig machen. 

8 17 
Höchſtarbeitszeit 

(1) Weibliche Gefolgſchaftsmitglieder find auf ihren Wunſch während der Schwangerſchaft und der 
Stillzeit von einer die Grenzen der 88 3 und 4 überſchreitenden Arbeit zu befreien. 

(2) Mit den im $ 5 Abſ. 1 genannten Vor- und Abſchlußarbeiten dürfen weibliche Gefolgſchafts— 
mitglieder höchſtens eine Stunde über die für den Betrieb oder die Betriebsabteilung zuläſſige Dauer 
der Arbeitszeit hinaus beſchäftigt werden. 

(3) Bei Anwendung der Ausnahmen des Zweiten Abſchnitts dürfen weibliche Gefolgſchaftsmit⸗ 
glieder nicht länger als zehn Stunden täglich beſchäftigt werden. An den Tagen vor Sonn- und Feier⸗ 
tagen darf die Arbeitszeit acht Stunden nicht überſchreiten. 

(4) Die Vorſchrift des Abſatzes 3 Satz 2 gilt nicht für das Verkehrsweſen, für Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaften, für das übrige Beherbergungsweſen, für das Friſeurhandwerk, für Badeanſtalten, 
für Krankenpflegeanſtalten, für Muſikaufführungen, Theatervorſtellungen, andere Schauſtellungen, Dar⸗ 
bietungen oder Luſtbarkeiten, für Filmaufnahmen, für Gärtnereien, für Apotheken, für offene Verkaufs⸗ 
ſtellen und für die mit ihnen verbundenen Anderungswerkſtätten ſowie für den Marktverkehr. 

8 18 
Ruhepauſen 

(1) Den weiblichen Gefolgſchaftsmitgliedern müſſen bei einer Arbeitszeit von mehr als viereinhalb 
Stunden eine oder mehrere im voraus feſtſtehende Ruhepauſen von angemeſſener Dauer innerhalb der 
Arbeitszeit gewährt werden. Die Ruhepauſen müſſen mindeſtens betragen bei mehr als viereinhalb 
bis zu ſechs Stunden Arbeitszeit zwanzig Minuten, bei mehr als ſechs bis zu acht Stunden eine halbe 
Stunde, bei mehr als acht bis zu neun Stunden dreiviertel Stunden und bei mehr als neun Stunden 
eine Stunde. Bei mehr als acht bis zu achteinhalb Stunden Arbeitszeit dürfen die Ruhepauſen auf eine 
halbe Stunde verkürzt werden, wenn die Verlängerung der Arbeitszeit über acht Stunden dazu dient, 
durch andere Verteilung der Arbeitszeit einen Frühſchluß vor Sonn- und Feiertagen herbeizuführen. 
Länger als viereinhalb Stunden hintereinander dürfen weibliche Gefolgſchaftsmitglieder nicht ohne Ruhe⸗ 
pauſe beſchäftigt werden. 

(2) Als Ruhepauſen gelten nur Arbeitsunterbrechungen von mindeſtens einer Viertelſtunde. 

(3) Während der Ruhepauſen darf den weiblichen Gefolgſchaftsmitgliedern eine Beſchäftigung im 
Betriebe nicht geſtattet werden. Für den Aufenthalt während der Pauſen ſind nach Möglichkeit be⸗ 
ſondere Aufenthaltsräume oder freie Plätze bereitzuſtellen. Der Aufenthalt in den Arbeitsräumen darf 
nur geſtattet werden, wenn die Arbeit in den Teilen des Betriebes, in denen die weiblichen Gefolg- 
ſchaftsmitglieder ſich aufhalten, während der Pauſen völlig eingeſtellt und auch ſonſt die notwendige Er⸗ 
holung nicht beeinträchtigt wird. 

§ 19 
Nachtruhe und Frühſchluß vor Sonn- und Feiertagen 

(1) Arbeiterinnen dürfen nicht in der Nachtzeit von zwanzig bis ſechs Uhr und an den Tagen vor 
Sonn- und Feiertagen nicht nach ſiebzehn Uhr beſchäftigt werden. 

(2) In mehrſchichtigen Betrieben dürfen Arbeiterinnen bis dreiundzwanzig Uhr beſchäftigt werden. 
Nach vorheriger Anzeige an das Gewerbeaufſichtsamt kann die Frühſchicht regelmäßig früheſtens um 
fünf Uhr beginnen, wenn die Spätſchicht entſprechend früher endet. Das Gewerbeaufſichtsamt kann zu⸗ 
laſſen, daß die Spätſchicht regelmäßig ſpäteſtens um vierundzwanzig Uhr endet, wenn die Frühſchicht 
entſprechend ſpäter beginnt. 

(3) Die Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 gelten nicht für die im § 17 Abſ. 4 genannten Be⸗ 
triebe. 

8 20 
Behördliche Genehmigung von Ausnahmen 

(1) Der Senat kann aus betriebstechniſchen oder allgemein wirtſchaftlichen Gründen Ausnahmen 
von den Vorſchriften des $ 17 über Höchſtarbeitszeit und des § 19 über Nachtruhe und Frühſchluß vor 
Sonn⸗ und Feiertagen zulaſſen. 

(2) Das Gewerbeaufſichtsamt kann beim Nachweis eines dringenden Bedürfniſſes Ausnahmen von 
den im Abſ. 1 genannten Vorſchriften auf die Dauer von zwei Wochen, jedoch für nicht mehr als 
vierzig Tage innerhalb eines Kalenderjahres unter der Vorausſetzung zulaſſen, daß die zu gewährende 
ununterbrochene Ruhezeit nicht weniger als zehn Stunden beträgt. 

(3) Das Gewerbeaufſichtsamt kann aus wichtigen Gründen eine vom $ 18 abweichende Regelung 
der Ruhepauſen zulaſſen. Es kann für Betriebe oder Betriebsteile oder für beſtimmte Arbeiten, ſoweit 


1. 9 Ge 
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die Schwere der Arbeit oder der ſonſtige Einfluß der Beſchäftigung auf die Geſundheit der weiblichen 
Gefolgſchaftsmitglieder es dringend erwünſcht erſcheinen läßt, über die Vorſchriften des 8 18 Abſ. 1 und 
2 hinausgehende Pauſen anordnen. 

(4) Das Gewerbeaufſichtsamt kann abweichend vom § 19 Abſ. 1 in Betrieben, in denen die Ar⸗ 
beiter in außergewöhnlichem Grade der Einwirkung von Hitze ausgeſetzt find, in der warmen Jahres- 
zeit die Beſchäftigung von Arbeiterinnen vor ſechs Uhr zulaſſen. 


1 
Ausnahmen in Notfällen 
Die Vorſchriften der SS 17 bis 19 über Höchſtarbeitszeit, Ruhepauſen, Nachtruhe und Frühſchluß 
vor Sonn- und Feiertagen finden keine Anwendung auf vorübergehende Arbeiten, die in Notfällen ſo— 
fort vorgenommen werden müſſen. Der Betriebsführer hat die Vornahme ſolcher Arbeiten dem Ge— 
werbeaufſichtsamt unverzüglich anzuzeigen. 


Vierter Abſchnitt 
Werktäglicher Ladenſchluß 
8 22 
Offene Verkaufsſtellen 

(1) Offene Verkaufsſtellen jeder Art, mit Ausnahme der Apotheken, müſſen von achtzehn bis 
ſieben Uhr für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen ſein. Die beim Ladenſchluß anweſenden Kunden 
dürfen noch bedient werden. 

(2) An den Vortagen des Weihnachts-, Oſter- und Pfingſtfeſtes müſſen offene Verkaufsſtellen, ab⸗ 
weichend von der Vorſchrift des Abſatzes 1 Satz 1, bereits von ſiebzehn Uhr ab für den geſchäftlichen 
Verkehr geſchloſſen ſein. Dasſelbe gilt für Verkaufsſtellen auf Eiſenbahngelände und für den Marktver⸗ 
kehr. Ausgenommen ſind Apotheken und der Handel mit Weihnachtsbäumen. 

(3) Nach achtzehn Uhr, jedoch bis ſpäteſtens einundzwanzig Uhr dürfen Verkaufsſtellen an jährlich 
höchſtens zwanzig von der Ortspolizeibehörde zu beſtimmenden Tagen für den geſchäftlichen Verkehr 
geöffnet ſein. 

(4) Vor ſieben Uhr, jedoch nicht vor fünf Uhr dürfen Lebensmittelgeſchäfte nach näherer Be⸗ 
ſtimmung der Ortspolizeibehörde geöffnet ſein. 

(5) Die Ortspolizeibehörden haben vor der Genehmigung der Ausnahmen die Außerung des Ge— 
werbeaufſichtsamts einzuholen und ihm die erteilte Ausnahmegenehmigung in Abſchrift mitzuteilen. Hält 
das Gewerbeaufſichtsamt die Ausnahmegenehmigung für nicht vereinbar mit dem Schutze der Gefolg- 
ſchaftsmitglieder, ſo hat es unverzüglich die Entſcheidung des Senats herbeizuführen. 

(6) Die Beſtimmungen der Abſätze 1 bis 5 finden keine Anwendung auf den Verkauf von Waren 
aus ſelbſttätigen Verkaufseinrichtungen (Warenautomaten), die von dem Inhaber einer zum dauernden 
Betrieb eingerichteten offenen Verkaufsſtelle in räumlichem Zuſammenhang mit dieſer aufgeſtellt und in 
denen nur Waren feilgeboten werden, die auch in der offenen Verkaufsſtelle ſelbſt geführt werden. Die 
Wartung der Warenautomaten darf nur innerhalb der nach den Abſätzen 1 bis 5 für den Verkauf 
aus offenen Verkaufsſtellen an Werktagen allgemein zuläſſigen Zeit erfolgen. Der Senat kann näheres 
beſtimmen. 

8 23 
Sonſtige Verkaufsſtellen 

Während der Zeit, in der nach $ 22 die Verkaufsſtellen geſchloſſen ſein müſſen, iſt das Feilbieten 
von Waren auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten oder ohne 
vorherige Beſtellung von Haus zu Haus im ſtehenden Gewerbebetriebe ſowie im Gewerbebetriebe im 
Umherziehen (Gewerbeordnung § 42 b Abſ. 1 Nr. 1 und $ 55 Abſ. 1 Nr. 1) verboten. Ausnahmen 
können von der Ortspolizeibehörde zugelaſſen werden. Der Senat kann über die Vorausſetzungen und 
Bedingungen für die Zulaſſung von Ausnahmen Beſtimmungen erlaſſen. 


Fünfter Abſchnitt 
Durchführungsvorſchriften 
8 24 
Aushänge und Verzeichniſſe 
(1) Der Betriebsführer iſt verpflichtet: 
1. einen Abdruck der Arbeitszeitordnung an geeigneter Stelle im Betriebe zur Einſichtnahme 
auszulegen; 
2. einen Aushang über Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit und der 
Ruhepauſen an ſichtbarer Stelle im Betriebe anzubringen; 
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3. einen Nachweis über die andere Verteilung der Arbeitszeit nach $ 4, über die Vor⸗ und 
Abſchlußarbeiten nach § 5, über die Arbeitszeitverlängerung an dreißig Tagen nach $ 6 
und über die Arbeiten in außergewöhnlichen Fällen nach § 14 zu führen und darin Lage 
und Dauer der Arbeitszeit und ihre Verteilung auf die Gefolgſchaftsmitglieder unver⸗ 
züglich anzugeben; den beteiligten Gefolgſchaftsmitgliedern iſt auf Verlangen Einſicht in 
den Nachweis zu gewähren. 

(2) Der im Abſ. 1 Nr. 3 vorgeſchriebene Nachweis iſt dem Gewerbeaufſichtsamt auf Verlangen 
vorzulegen oder zur Einſicht einzuſenden. 

8 25 
Strafvorſchriften und Zwangsmaßnahmen 

(1) Wer einer Vorſchrift der Arbeitszeitordnung oder einer auf Grund der Arbeitszeitordnung 
ergangenen Verordnung oder Anordnung zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert 
Gulden oder mit Haft beſtraft. 

(2) In beſonders ſchweren Fällen iſt die Strafe Gefängnis und Geldſtrafe oder eine dieſer 
Strafen. 

(3) Bei einer Zuwiderhandlung gegen die auf Grund des $ 9 Abſ. 2 oder des $ 16 Abf. 3 
erlaſſenen Beſtimmungen über die Beſchäftigung bei gefährlichen Arbeiten kann das Gewerbeauf⸗ 
ſichtsamt bis zur Herſtellung des den Beſtimmungen entſprechenden Zuſtandes die Einſtellung des Be⸗ 
triebes, ſoweit er durch die Beſtimmungen getroffen wird, anordnen, falls deſſen Fortſetzung erhebliche 
Nachteile oder Gefahren herbeizuführen geeignet wäre. 

(4) Die Vorſchriften der Gewerbeordnung $ 151 über die Verantwortlichkeit der vom Unter⸗ 
nehmer zur Leitung des Betriebes oder eines Betriebsteiles oder zur Beaufſichtigung beſtellten Per⸗ 
ſonen finden entſprechende Anwendung. 

§ 26 
Beſch werden 

(1) Gegen einen auf Grund der Arbeitszeitordnung ergangenen Beſcheid iſt die Beſchwerde an 
den Senat zuläſſig. 

(2) Die Beſchwerdeentſcheidung des Senats iſt endgültig. 

(3) Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


§8 27 
Arbeitsaufſicht und Behördenzuſtändigkeit 

(1) Die Aufſicht über die Ausführung der Vorſchriften der Arbeitszeitordnung und der auf 
Grund der Arbeitszeitordnung erlaſſenen Beſtimmungen obliegt dem Gewerbeaufſichtsamt. Für die 
Aufſicht über die Ausführung der Vorſchriften des Vierten Abſchnitts über den werktäglichen Laden⸗ 
ſchluß ſind neben dem Gewerbeaufſichtsamt die Ortspolizeibehörden zuſtändig. 

(2) Auf die Befugniſſe und Obliegenheiten der Aufſichtsbehörden finden die Vorſchriften der 
Gewerbeordnung § 139 b Anwendung. 

(3) Der Senat iſt ermächtigt, die ihm nach der Arbeitszeitordnung zuſtehenden Befugniſſe auf eine 
andere Stelle zu übertragen. 

(4) Bei den Betrieben und Verwaltungen des Staates und bei den Verwaltungen der Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände üben die vorgeſetzten Dienſtbehörden die dem Senat oder anderen 
Behörden nach der Arbeitszeitordnung zuſtehenden Befugniſſe aus; die Verordnungsbefugnis ſteht je⸗ 
doch nur dem Senat zu. Der Senat kann dieſe Befugniſſe dem Gewerbeaufſichtsamt übertragen. 

8 28 
Ausnahmen im öffentlichen Intereſſe 

Der Senat kann über die in der Arbeitszeitordnung oder in anderen Arbeitsſchutzvorſchriften vor⸗ 
geſehenen Ausnahmen hinaus widerruflich weitergehende ——— zulaſſen, wenn ſie im öffent⸗ 
lichen Intereſſe dringend nötig werden. 

8 29 
Ausführungsbeſtimmungen 

Der Senat erläßt die zur Durchführung der Arbeitszeitordnung erforderlichen Rechts- und Ver⸗ 
waltungsvorſchriften. Er kann, ſoweit es zur Verwirklichung des mit der Arbeitszeitordnung ver⸗ 
folgten Zweckes erforderlich iſt, auch Vorſchriften und Anordnungen ergänzenden Inhalts erlaſſen. 


8 30 
Inkrafttreten 
(1) Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1939 in Kraft. 
(2) Die Verordnungen, die auf Grund der Anordnung über die Regelung der Arbeitszeit der 
gewerblichen Arbeiter vom 23. 11. 1918 und 17. 12. 1918 (Reichsgeſetzbl. S. 1334 u. 1436), der 
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Verordnung über die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten während der Zeit der wirtſchaftlichen 
Demobilmachung vom 18. 3. 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 315) in der Faſſung der Geſetze vom 16. 7. 
1923 (G. Bl. S. 776), 25. 9. 1925 (G. Bl. S. 255), 14. 12. 1929 (G. Bl. S. 163) und 27. 5. 1932 
(G. Bl. S. 260) und auf Grund der Gewerbeordnung erlaſſen ſind, bleiben in Kraft, ſolange ſie 
nicht durch neue Ausführungsverordnungen geändert oder aufgehoben werden. 
s 31 
Anderung beſtehender Geſetze 
(1) Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten die entgegenſtehenden Vorſchriften anderer 
Geſetze und Verordnungen außer Kraft. 
(2) Insbeſondere treten außer Kraft: 
a) die Anordnung über die Regelung der Arbeitszeit der gewerblichen Arbeiter vom 23. 
11. 1918 und 17. 12. 1918 (Reichsgeſetzbl. S. 1334 und 1436), 
b) die Verordnung über die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten während der Zeit 
der wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 18. 3. 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 315) in der 
Faſſung der Geſetze vom 16. 7. 1923 (G. Bl. S. 776), 25. 9. 1925 (G. Bl. S. 255), 
14. 12. 1929 (G. Bl. S. 163) und 27. 5. 1932 (G. Bl. S. 260), 
e) folgende Beſtimmungen der Gewerbeordnung: 
§ 120 f, SS 137, 137 a, 138, 138 a, 139, 139 a, 139 c, 139 d, 139 e, 139 f, § 154 Abſ. 1 
Nr. 4, 5 und 6 und § 154 a Abſ. 2, 
d) die Bekanntmachung betreffend den Betrieb von Getreidemühlen vom 26. 4. 1899/15. 11. 
1903 (Reichsgeſetzbl. 1899 S. 273/1903 S. 287). 
(3) Die Rechtsverordnung über die Arbeitszeit in den Bäckereien und den Konditoreien vom 
11. 11. 1932 (G. Bl. S. 763) wird wie folgt geändert: 
Die §§ 9 und 12 erhalten folgende Faſſung: 


„8 9 
Auf den Gewerbebetrieb der Bäckereien und Konditoreien finden im übrigen die Vorſchriften 
des Dritten Abſchnitts der Arbeitszeitordnung vom 8. Februar 1939 über den erhöhten Schutz 
für Frauen ſowie die hierauf bezüglichen Vorſchriften des 8 25 über Strafvorſchriften und 
Zwangsmaßnahmen und des § 26 über Beſchwerden Anwendung. 


8 12 

(1) Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden wird beſtraft, wer den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes oder den auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen Anordnungen der zuſtändigen Behörden 
zuwider Arbeiten vornimmt oder andere Perſonen beſchäftigt. Soweit nicht nach einer anderen 
Vorſchrift eine ſchwerere Strafe verwirkt iſt, wird ebenſo beſtraft, wer den zuſtändigen Auf⸗ 
ſichtsperſonen den Zutritt zu den Betriebsräumen zu jeder Tages- und Nachtzeit nicht unverzüglich 
geſtattet oder die Ausführung der Aufſicht anderweitig zu behindern oder zu vereiteln verſucht. 

; (2) In beſonders ſchweren Fällen iſt die Strafe Gefängnis und Geldſtrafe oder eine dieſer 
Strafen. 

(3) Die Vorſchriften des $ 151 der Gewerbeordnung über die Verantwortlichkeit der vom 
Unternehmer zur Leitung des Betriebes oder eines Betriebsteiles oder zur Beaufſichtigung be⸗ 
ſtellten Perſonen finden entſprechende Anwendung.“ f 
(4) a. Die Verordnung über die Arbeitszeit in Krankenpflegeanſtalten vom 19. Juli 1935 

(G. Bl. S. 852) wird wie folgt geändert: 
Der $ 4 erhält folgende Faſſung: 

„Bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung findet $ 25 der Arbeitszeit⸗ 
ordnung vom 8. Februar 1939 über Strafvorſchriften und Zwangsmaßnahmen Anwendung 
mit der Maßgabe, daß Zuwiderhandlungen der beamteten Leiter von Anſtalten des Staates, 
der Gemeinden und Gemeindeverbände im Dienſtaufſichtswege verfolgt werden.“ 

b. Die Verordnung zur Ausführung der Verordnung über die Arbeitszeit in Krankenpflegean⸗ 
ſtalten vom 19. 7. 1935 (G. Bl. S. 853) wird wie folgt geändert: 
„Im 8 1 Abſ. 1 werden die Worte „nicht der Aufſicht des Senats unterſtellten“ geſtrichen.“ 


Danzig, den 8. Februar 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 5. 5205/39. Greiſer Huth 


Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


